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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über die Bundesanstalt für Flugsicherung 
- Nr. 3696 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehrswesen (27. Ausschuß) 


Entwurf Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Bundes- Entwurf eines Gesetzes über die Bundes- 
anstalt für Flugsicherung anstalt für Flugsicherung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Der Bundestag hat mit Zustimmung des 

Bundesrats das folgende Gesetz beschlossen; Bundesrats das folgende Gesetz beschlossen: 

S 1 

Aufbau der Flugsicherung 

(1) Zur Sicherung der Luftfahrt, insbeson- 
dere durch Luftverkehrskontrolle einschließ- 
lich Bewegungslenkung, Flugsicherungsbe- 
ratung, Alarmdienst, Luftnachrlchtenüber- 
mittlung und Luftnavigationshilfen wird die 
Bundesanstalt für Flugsicherung errichtet. 

(2) Die Anstalt ist nicht rechtsfähig. Sie ist 
dem Bundesminister für Verkehr unterstellt. 

Sie besteht aus der Zentrale, den Flugsiche- 
rungsleitstellen, den Flugsicherungsstellen und 
weiteren Betriebsstellen. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr be- 
stimmt den Sitz der Anstalt, 

(4) Bei der Durchführung der Aufgaben 
der Anstalt wirken die Unternehmer der 
zum Verkehr zugelassenen Flughäfen (Flug- 
hafenunternehmer) nach Maßgabe dieses Ge- 
setzes mit, 

§2 

Aufgaben der Anstalt 

(1) Aufgaben der Anstalt sind insbeson 
derer 

1. Die Planung und die Erprobung von flug- 1. Die Planung und die Erprobung von flug- 
sicherungstechnischen Verfahren und Ein- sicherungstechnischen Verfahren und Ein- 
richtungen, richtungen, 


S 2 

Aufgaben der Anstalt 

(1) Aufgaben der Anstalt sind insbeson- 
dere: 


§ 1 

unverändert 
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Entwurf 

2. die Erriditung und die Unterhaltung von 
Flugsicherungsanlagen, soweit nidit die 
Flughafenunternehmer nadi § 9 hierzu bei- 
tragen, und die Festsetzung 
entsprechender technischer 
Richtlinien auch für die Flug- 
hafenunternehmer, 

3. die Beschaffung, der Einbau, die Wartung 
und Pflege der Geräte für den Flugsidie- 
rungsdienst, 

4. die Abnahme und Überwadiung der tedi- 
nisdien Anlagen und Geräte des Flugsiche- 
rungsdienstes, 

5. die Ausbildung des Personals für den Flug- 
sicherungsdienst elnsdiließlich der Ausstel- 
lung der vorgesdiriebenen Befähigungs- 
zeugnisse für das Betriebspersonal, für das 
tedmische Personal der Anstalt sowie für 
das Bordpersonal von Luftfahrzeugen; die 
Ausbildung des hodifrequenztechnlschen 
Personals der Flughafenunternehmer nadi 
Maßgabe des § 9 Abs. 5, 

6. die Sammlung und Bekanntgabe der Nach- 
richten für Luftfahrer einsdilleßlich Her- 
stellung und Herausgabe der Flugsiche- 
rungskarten, 

7. die Prüfung und Überwachung von Flug- 
sicherungs-Anlagen und Geräten in Boden- 
fahrzeugen sowie die Mitwirkung bei der 
Muster-, Stück- und Nachprüfung von 
Flugsidierungs- Ausrüstungen der Luftfahr- 
zeuge, 

8. die fachtechnische Mitwirkung bei Flug- 
unfalluntersuchungen, 

9. die Durdiführung des Flugsidierungs- 
betriebsdienstes. 

(2) Zum Flugsidierungsbetriebsdienst ge- 
hören insbesondere: 

1. Die Luftverkehrskontrolle einsdilleßlich 
der Bewegungslenkung Im Luftraum und 
auf den Rollflädien der Flughäfen, 

2. der Flugsicherungsberatungsdienst, 

3. die Mitwirkung am Such- und Rettungs- 
dienst für Luftfahrzeuge (Alarmdienst), 

4. der Funk-, Fernsprech- und Fernschreib- 
übermittlungsdienst für Flugsicherungs- 
zwecke, 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 

2. die Errichtung und die Unterhaltung von 
Flugsicherungsanlagen, soweit nicht die 
Flughafenunternehmer nach § 9 hierzu 
beitragen, 


3. die Beschaffung, der Einbau, die Wartung 
und die Pflege der Geräte für den Flug- 
sicherungsdienst, 

4. die Abnahme und die Überwachung der 
technischen Anlagen und Geräte des Flug- 
sicherungsdienstes, 

5. die Ausbildung des Personals für den Flug- 
sicherungsdienst einschließlich der Ausstel- 
lung der vorgeschriebenen Befähigungs- 
zeugnisse für das Betriebspersonal, für das 
technische Personal der Anstalt sowie für 
das Bordpersonal von Luftfahrzeugen; die 
Ausbildung des hochfrcquenztechnischen 
Personals der Flughafenunternehmer nach 
§ 9 Abs. 5, 

6. die Sammlung und die Bekanntgabe der 
Nachrichten für Luftfahrer einschließlich 
der Herstellung und der Herausgabe der 
Flugsicherungskarten, 

7. die Prüfung und die Überwachung von 
Flugsicherungs-Anlagen und Geräten in 
Bodenfahrzeugen sowie die Mitwirkung bei 
der Muster-, Stück- und Nachprüfung von 
Flugsicherungs-Ausrüstungen der Luftfahr- 
zeuge, 

8. die fachtechnische Mitwirkung bei Flug- 
unfalluntersuchungen, 

9. die Durchführung des Flugsicherungs- 
betriebsdienstes. 

(2) unverändert 
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Entwurf 

5. der Betriebsdienst der Luftnavigations- 
hilfen, einschließlich der Schlechtwetter- 
landeanlagen, 

6. die Betätigung der Befeuerungs- und Sig- 
naleinrichtungen auf den Flughäfen und in 
deren Nahverkehrsbezirken. 

(3) Die gesetzlichen Vorschriften über die 
Ausstellung von Flugfunkzeugnissen und die 
Verleihung der Befugnis zur Errichtung und 
zum Betrieb von Boden- und Luftfunkstellen 
durch den Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen bleiben unberührt. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


(3) unverändert 


§3 


Aufbau der Anstalt 


§ 3 


Aufbau der Anstalt 


(1) Die Anstalt wird von dem Direktor ge- 
leitet. 

(2) Bei der Anstalt wird ein Verwaltungs- 
beirat gebildet. 

(3) Vor der Ernennung des Direktors Ist 
der Verwaltungsbeirat zu hören. 

(4) Der Aufbau der Anstalt wird durch die 
„Verwaltungsordnung für die Flugsicherung'* 
geregelt, die der Bundesminister für Verkehr 
nach Anhör u n g des Verwaltungsbeirats er- 
läßt. 


(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Der Aufbau der Anstalt wird durch die 
„Verwaltungsordnung für die Flugsicherung" 
geregelt, die der Bundesminister für Verkehr 
nach Anhören des Verwaltungsbeirats erläßt. 


§4 

Beamte und Angestellte der Anstalt 


(1) Die Beamten der Anstalt sind unmittel- 
bare Bundesbeamte. Oberste Dienstbehörde 
ist der Bundesminister für Verkehr. 

(2) Vor der Ernennung der Beamten des 
höheren Dienstes sowie vor Einstellung und 
Entlassung von Angestellten der Vergütungs- 
gruppen III und höher der Tarifordnung für 
Angestellte im öffentlichen Dienst (TO. A) 
ist der Verwaltungsbeirat zu hören. 


§ 4 

Beamte und Angestellte der Anstalt 

(1) unverändert 


(2) Vor der Ernennung der Beamten des 
höheren Dienstes sowie vor der Einstellung 
und der Entlassung von Angestellten der Ver- 
gütungsgruppen III und höher der Tariford- 
nung für Angestellte im öffentlichen Dienst 
(TO. A) ist der Verwaltungsbeirat zu hören. 


(3) Die Leiter der Flugsicherungsstellen auf 
den Flughäfen werden nach Anhör u n g des 
Verwaltungsbeirats bestellt. 


(3) Die Leiter der Flugsicherungsstellen auf 
den Flughäfen werden nach Anhören des 
Verwaltungsbeirats und im Benehmen mit 
den Flughafenunternehmern bestellt. 


§ 5 


§ 5 


Verwaltungsbeirat 


Verwaltungsbeirat 


(1) Der Verwaltungsbeirat der Anstalt 
besteht aus: 


(1) Der Verwaltungsbeirat der Anstalt 
besteht aus; 
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Entwurf 

sechs Vertretern der Bundesministerien, 

drei Vertretern des Bundesrats, 

drei Vertretern der Flughafenunternehmer. 


Die Bundesministerien, die im Verwaltungs- 
beirat vertreten sein sollen, werden von dem 
Bundesminister für Verkehr im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister der Finanzen 
festgelegt. 

(2) Die Bundesminister bestimmen ihre 
Vertreter und berufen sie ab. 

(3) Der Bundesrat bestimmt seine Vertre- 
ter und beruft sic ab. Die Amtszeit dieser 
V e r w a 1 1 u n g s b e i r a t s m i t g 1 i e d e r 
beträgt zwei Jahre. Erneute Bestimmung Ist 
zulässig. 

(4) Die Vertreter der Flughafenunterneh- 
mer werden auf Vorschlag des Verwaltungs- 
rats der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Ver- 
kehrsflughäfen e. V. von dem Bundes- 
miiiister für Verkehr bestellt und abberufen. 
Die Amtszeit dieser Verwaltungsbel- 
r a t s m i t g 1 i e d e r beträgt zwei Jahre. Er- 
neute Bestellung ist zulässig. 


(5) Die Tätigkeit im Verwaltungsbeirat ist 
ehrenamtlich. Die Mitglieder des Verwal- 
tungsbeirats erhalten Reisekostenvergütung 
nach dem Gesetz über Reisekostenvergütung 
der Beamten vom 5. Dezember 1933 (Rei’chs- 
gesetzbl. I S. 1067) und den zu seiner Durch- 
führung erlassenen Vorschriften. 

(6) Der Verwaltungsbeirat wählt aus seiner 
A^Itte einen Vorsitzer und einen stellvertre- 
tenden Vorsitzer auf die Dauer von zwei 
Jahren. 
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sechs Vertretern der Bundesministerien, 

drei Vertretern des Bundesrats, 

drei Vertretern der Flughafenunternehmer 

und 

drei Angehörigen des Personals der Anstalt. 

Die Bundesministerien, die im Verwaltungs- 
beirat vertreten sein sollen, werden von dem 
Bundesminister für Verkehr im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister der Finanzen 
lestgelegt. 

(2) unverändert 

(3) Der Bundesrat bestimmt seine Vertre- 
ter und beruft sic ab. Die Amtszeit dieser 
Mitglieder des Verwaltungsbeirats beträgt 
zwei Jahre. Erneute Bestimmung ist zu- 
lässig. 

(4) Die Vertreter der Flughafenunterneh- 
mer werden auf Vorschlag des Verwaltungs- 
rats der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Ver- 
kchrsflughäfen e. V. von dem Bundes- 
minister für Verkehr bestellt und abberufen. 
Die Amtszeit dieser Mitglieder des Verwal- 
tungsbeirats beträgt zwei Jahre. Erneute Be- 
stellung ist zulässig. 

(5) Die von dem Bundesrat und den Flug- 
hafenunternehmern benannten Vertreter sol- 
len nicht dem gleichen Land angehören. 

(6) Die drei Vertreter des Personals der 
Anstalt werden von dem Bundesminister 
für Verkehr bestellt und abberufen. Vor- 
schlagsberechtigt sind die Personalvertretung 
der Anstalt und die zuständigen Gewerk- 
schaften oder diese Stellen gemeinsam. Die 
Amtszeit dieser Mitglieder des Verwaltungs- 
beirats beträgt zwei Jahre. Erneute Bestel- 
lung ist zulässig. 

(7) Die Tätigkeit im Verwaltungsbeirat ist 
ehrenamtlich. Die Mitglieder des Verwal- 
tungsbeirats erhalten Reisekostenvergütung 
nach dem Gesetz über Reisekostenvergütung 
der Beamten vom 5. Dezember 1^33 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1067) und den zu seiner Durch- 
führung erlassenen Rechtsverordnungen und 
Verwaltungsbestimmungen. 

(8) Der Verwaltungsbeirat wählt aus seiner 
Mitte einen Vorsitzer und einen stellvertre- 
tenden Vorsitzer auf die Dauer von zwei 
Jahren. 
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Entwurf Beschlüsse des27. Ausschusses 

(9) Bei den Entschließungen des Verwal- 
tungsbeirats entsdieidet einfache Stimmen- 
mehrheit. 


§ 6 


§ 6 


Aufgaben des Verwaltungsbeirats 

Aufgabe des Verwaltungsbei- 
rats ist es, die Anstalt bei der Durch- 
führung ihrer Aufgaben zu unterstützen, 
insbesondere soll er die wirksame Zusammen- 
arbeit aller an der Flugsicherung Betei- 
ligten fördern und den Bundesminister 
für Verkehr und den Direktor der Anstalt 
außer in den in diesem Gesetz genannten 
Fällen (§ 3 Abs. 3 und 4, § 4 Abs. 2 und 3) 
in allen sonstigen wichtigen Fragen beraten. 


Aufgaben des Verwaltungsbeirats 

Der Verwaltungsbeirat hat die Aufgabe, 
die Anstalt bei der Durchführung ihrer Auf- 
gaben zu unterstützen, insbesondere soll er 
die wirksame Zusammenarbeit aller an der 
Flugsicherung Beteiligten fördern und den 
Bundesminister für Verkehr und den Direk- 
tor der Anstalt außer in den in diesem Gesetz 
genannten Fällen (§ 3 Abs. 3 und 4, § 4 Abs. 
2 und 3) in allen sonstigen wichtigen Fragen 
beraten. 


§ 7 


Sitzungen des Verwaltungsbeirats 

(1) Der Verwaltungsbeirat tritt nach Be- 
darf zusammen. Er muß mindestens zweimal 
im Jahr, davon einmal innerhalb von sechs 
Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahrs, 
zusammentreten. 

(2) Die Sitzungen des Verwaltungsbeirats 
werden vom Vorsitzer oder bei seiner Ver- 
hinderung V o m stellvertretenden Vorsitzer 
einberufen. 

(3) Der Vorsitzer oder bei seiner Verhinde- 
rung der stellvertretende Vorsitzer hat den 
Vcrwaltungsbeirat außerdem einzuberufen, 
wenn der Bundesminister für Verkehr oder 
mindestens drei Mitglieder des Verwaltungs- 
beirats es beantragen. 


§ 7 

Sitzungen des Verwaltimgsbeirats 

(l) unverändert 


(2) Die Sitzungen des Verwaltungsbeirats 
werden von dem Vorsitzer oder bei seiner 
Verhinderung von dem stellvertretenden 
Vorsitzer einberufen. 

(3) unverändert 


§ 8 


§ ^ 


Gebühren 

Für die Ausbildung von Flugsicherungs- 
personal uud für die Ausstellung von Befähi- 
gungsnachweisen können Gebühren erhoben 
werden nach Maßgabe einer Gebühren- 
ordnung, die von dem Bundesminister für 
Verkehr im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen ohne Zustimmung des 
Bundesrats erlassen wird. Im übrigen bleiben 
die B e s t i m m u n g e n des allgemeinen 
Preisrechts unberührt. 


Gebühren 

Für die Ausbildung des Flugsicherungsper- 
sonals, das nicht zur Anstalt gehört, und für 
die Ausstellung der Befähigungsnachweise 
können Gebühren erhoben werden nach einer 
Gebührenordnung, die von dem Bundesmini- 
ster für Verkehr im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen ohne Zustim- 
mung des Bundesrats erlassen wird. Im übri- 
gen bleiben die Vorschriften des allgemeinen 
Preisrechts unberührt. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


§9 

Aufgaben und Lasten der Flughafen- 
unternehmer 


§ 9 


Aufgaben und Lasten der Flughafen- 
unternehmer 


(1) Die Flughafenunternehmer wirken g e- 
m ä ß § 1 Abs. 4 in folgender Weise mit: 

1 . Sie errichten und unterhalten nach den 
technischen Richtlinien der Anstalt auf 
ihren Flughäfen alle ortsfesten Anlagen 
und Einriditungen für den Flugsicherungs- 
dienst, die zur Sicherung des Start- und 
Landevorgangs und zur Streckensidierung 
dienen und stellen die hierfür erforder- 
lichen Grundstücke zur Verfügung; außer- 
halb der Flughäfen gilt dies nur, soweit die 
ortsfesten Anlagen und Einrichtungen 
ganz oder überwiegend der Sicherung des 
Start- und Landevorgang e s dienen ; 

2. auf Anforderung der Anstalt bauen sie die 
Flugsicherungsgeräte der Anstalt 
nach deren technischen Vor- 
schriften in die im Absatz 1 Nr. 1 ge- 
nannten Anlagen und Einrichtungen ein, 
warten und pflegen sie ; 

3. sie liefern Strom, Wasser und Heizung für 
die Flugsicherung ; 

4. sie stellen die für die Flugsicherungs- 
betriebsdienste von der Anstalt für 
erforderlich gehaltenen Räu- 
me zur Benutzung zur Verfügung ; 

5. auf Anforderung der Anstalt stellen sie 
ihre Kasse als Zahlstelle für das Personal 
der Anstalt zur Verfügung. Die Vorschrif- 
ten der Reichskassenordnung und der da- 
zu ergangenen Durchführungsvorschriften 
bleiben unberührt. 

(2) Zu den ortsfesten Anlagen und Einrich- 
tungen gehören Gebäude, Kabelverbindun- 
gen und Masten, jedoch nicht die eingebauten 
Flugsicherungsgeräte. Ortsfeste Anlagen und 
Einrichtungen, die überwiegend der Sicherung 
des Start- und Landevorgang e s dienen, sind 
insbesondere der Kontrollturm mit Sende- 
und Empfangsanlage, die Schlechtwetter- 
landeanlage mit Einflugzeichen, das An- 
steuerungsfunkfeuer, die Peilanlage. Orts- 
feste Anlagen und Einrichtungen, die ganz 
oder überwiegend der Streckensicherung 
dienen, sind insbesondere die Leitstrahl- 
funkfeuer. Warte funkfeuer, Dreh- 
funkfeuer, Meldepunkt funkfeuer, 
Rundstrahlfunkfeuer und die Rohrpostan- 
lagen. 


(1) Die Flughafenunternehmer wirken nach 

§ 1 Abs. 4 in folgender Weise mit: 

1. Sie errichten und unterhalten nach den 
technischen Richtlinien der Anstalt auf 
ihren Flughäfen alle ortsfesten Anlagen 
und Einriditungen für den Flugsicherungs- 
dienst, die zur Sicherung des Start- und 
Landevorgangs und zur Streckensicherung 
dienen und stellen die hierfür erforder- 
lichen Grundstücke zur Verfügung; außer- 
halb der Flughäfen gilt dies nur, soweit 
die ortsfesten Anlagen und Einrichtungen 
ganz oder überwiegend der Sicherung des 
Start und Landevorgangs dienen, 

2. auf Anforderung der Anstalt bauen sie die 
Flugsicherungsgeräte nach den technischen 
Vorschriften der Anstalt in die im Absatz 
1 Nr. 1 genannten Anlagen und Einrich- 
tungen ein, warten und pflegen sie, 

3. sie liefern Strom, Wasser und Heizung für 
die Flugsicherung, 

4. sie stellen die für die Flugsicherungs- 
betriebsdienste erforderlichen Räume zur 
Verfügung, 

5. unverändert 


(2) Zu den ortsfesten Anlagen und Einrich- 
tungen gehören Gebäude, Kabelverbindun- 
gen und Masten, jedoch nicht die eingebau- 
ten Flugsicherungsgeräte. Ortsfeste Anlagen 
und Einrichtungen, die ganz oder überwie- 
gend der Sicherung des Start- und Landevor- 
gangs dienen, sind insbesondere der Kontroll- 
turm mit Sende- und Empfangsanlage, die 
Schlechtwetterlandeanlage mit Einflugzei- 
chen, das Ansteuerungsfunkfeuer sowie die 
Peilanlage. Ortsfeste Anlagen und Einrich- 
tungen, die ganz oder überwiegend der Strek- 
kensicherung dienen, sind insbesondere die 
Leitstrahl-, Warte-, Dreh-, Meldepunkt- und 
Rundstrahlfunkfeuer sowie die Rohrpost- 
anlagen. 
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(3) Die Kosten, die sich aus der Erfül- 
lung der Leistungen zu Absatz 1 Nr. 1 er- 
geben, tragen die Flughafenunternehmer nur, 
wenn die Anlagen überwiegend der Siche- 
rung des Start- und Landevorganges dienen. 
Soweit sie überwiegend der Streckensiche- 
rung dienen, werden die Kosten vom Bund 
getragen. Die Aufwendungen für die Lei- 
stungen gemäß Absatz 1 Nr. 2, 3 und 5 
werden den Flughafenunternehmungen vom 
Bund erstattet. Für die nach Absatz 1 Nr. 4 
zur Verfügung gestellten Räume kann der 
Flughafenunternehmer von der Anstalt eine 
angemessene Miete verlangen. 

(4) Wird bei einer künftigen Genehmigung 
von Luftfahrtgeländen das Bedürfnis für das 
Vorhandensein einer Flugsicherung von dem 
Bundesminister für Verkehr nicht anerkannt, 
s o hat der Unternehmer alle Kosten zu tra- 
gen, die der Bundes anstalt für Flug- 
sicherung dadurch entstehen, daß auf sei- 
nen besonderen Antrag eine Flugsicherung 
eingerichtet, unterhalten und betrieben wird. 

(5) Das für Arbeiten an hochfrequenz- 
technischem Flugsicherungsgerät bestimmte 
Personal der Flughafenunternehmer muß bei 
der Anstalt ausgebildet sein. Die Beurteilung 
der Anstalt ist für die Verwendung in diesem 
Dienst maßgebend. 

§ 10 

Durchführungsvorschriften 

(1) Der Bundesminister für Verkehr wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu 
regeln: 

1. Art, Umfang und Beschaffenheit der An- 
lagen, Einrichtungen und Geräte der Flug- 
sicherung an Bord und am Boden, 

2. Art und Durchführung der Flugsicherung 
an Bord und am Boden, 

3. Erwerb und Ausstellung von Befähigungs- 
zeugnissen für die Ausübung der Flugsiche- 
rung an Bord und am Boden. 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 be- 
dürfen nicht der Zustimmung des Bundes- 
rats, wenn sie auf den Grundsätzen inter- 
nationaler Luftnavigation oder auf Normen, 
Verfahren und Empfehlungen der Internatio- 
nalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) 
beruhen. 
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(3) Die sich aus der Erfüllung der Leistun- 
gen zu Absatz 1 Nr. 1 ergebenden Kosten 
tragen die Flughafenunternehmer nur, so- 
weit die Anlagen ganz oder überwiegend der 
Sicherung des Start- und Landevorgangs die- 
nen. Sofern sie ganz oder überwiegend der 
Streckensicherung dienen, werden die Kosten 
vom Bund getragen. Die Aufwendungen für 
die Leistungen nach Absatz 1 Nr. 2, 3 und 5 
werden den Flughafenunternehmern vom 
Bund erstattet. Für die nach Absatz 1 Nr. 4 
zur Verfügung gestellten Räume kann der 
Flughafenunternehmer von der Anstalt eine 
angemessene Miete verlangen. 

(4) Wird bei einer künftigen Genehmigung 
von Luftfahrtgeländen das Bedürfnis für 
das Vorhandensein einer Flugsicherung von 
dem Bundesminister für Verkehr nicht aner- 
kannt, hat der Unternehmer alle Kosten zu 
tragen, die der Anstalt dadurch entstehen, 
daß auf seinen besonderen Antrag eine Flug- 
sicherung eingerichtet, unterhalten und be- 
trieben wird. 

(5) unverändert 


§ 10 

Durchführungsvorschriften 

(1) Der Bundesminister für Verkehr wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu 
regeln: 

1. Die Art, den Umfang und die Beschaffen- 
heit der Anlagen, der Einrichtungen und 
der Geräte der Flugsicherung an Bord und 
am Boden, 

2. die Art und die Durchführung der Flug- 
sicherung an Bord und am Boden, 

3. den Erwerb und die Ausstellung von Be- 
fähigungszeugnissen für die Ausübung der 
Flugsicherung an Bord und am Boden. 

(2) Die Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
bedürfen nicht der Zustimmung des Bundes- 
rats, wenn sie auf den Grundsätzen inter- 
nationaler Luftnavigation oder auf Normen, 
Verfahren und Empfehlungen der Internatio- 
nalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) 
beruhen. 



Entwurf 

(3) Der Bundesminister für Verkehr erläßt 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen die zur Durchführung dieses 
Gesetzes erforderlichen allgemeinen Verwah 
tungsvorschriften. 

(4) Rechtsverordnungen und allgemeine 
Verwaltungsvorschriften, die sich auf Art und 
Beschaffenheit der funktechnischen Anlagen, 
Einrichtungen und Geräte der Flugsicherung 
an Bord von Flugzeugen und am Boden be- 
ziehen, sind Im Benehmen mit dem Herrn 
Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen zu erlassen. 

S 11 

Inkrafttreten und Aufhebung 
früheren Rechts 

Dieses Gesetz tritt am 

in Kraft. Gleichzeitig tritt das 
Gesetz über die Reichsluft- 
fahr t v e r w a 1 1 u n g vom 15. De- 
zember 1933 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1 0 7 7) a u ß e r K r a f t. 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 
(3) unverändert 


(4) Die Rechtsverordnungen und die all- 
gemeinen Verwaltungsvorschriften, die sich 
auf die Art und die Beschaffenheit der funk- 
technischen Anlagen, die Einrichtungen und 
die Geräte der Flugsicherung an Bord von 
Flugzeugen und am Boden beziehen, sind im 
Benehmen mit dem Bundesminister für das 
Post- und Fernmelde wesen zu erlassen. 

§ 11 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


\ 
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